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Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Vielen Dank für die Gelegenheit einer Stellungnahme zum o.g. Ratschlag, den wir inhaltlich sehr begrüssen. Der 

WWF engagiert sich schon seit langem für den Ausbau der erneuerbaren Energien und erachtet die solare 

Nutzung von Gebäuden und Infrastrukturen als zentrale Voraussetzung für die Dekarbonisierung der 

Energieversorgung. Das Ziel des Kantons Basel-Stadt, das vorhandene PV-Potenzial auf Dächern und an 

Fassaden möglichst vollständig zu nutzen, unterstützen wir deshalb sehr. 

 

Gern erläutern wir im Folgenden, welche Punkte der Vorlage wir besonders gutheissen und wo wir die 

Möglichkeit sehen, allenfalls Verbesserungen vorzunehmen. 

 

Das Ziel, in einer ersten Etappe von 2024 bis 2030 mit rasch umsetzbaren Massnahmen möglichst viele neue, 

einfach realisierbare PV-Anlagen Dächer und an Fassaden zu bekommen, scheint uns sehr sinnvoll. Den Fokus 

dabei auf möglichst grosse PV-Flächen zu legen, wird eine rasch spürbare Wirkung erzielen. In der zweiten 

Phase von 2030 bis 2037 muss es dann darum gehen, auch Bauherrschaften von (kleineren) 

Mehrfamilienhäusern und Gebäuden mit Mischnutzungen von der Umsetzung zu überzeugen. Ob das geplante 

Vorgehen (Zusammenarbeit mit Architekt:innen und Planer:innen etc.) dabei zielführend ist, wird sich zeigen. Der 

dazugehörige Zubaupfad ist plausibel und die Etappierung in zwei Phasen scheint folgerichtig.  

 

Vereinfachung Bewilligungsverfahren 
 

Um eine effizientere Umsetzung zu gewährleisten, soll eine Erleichterung des Bewilligungsverfahrens auch im 

Kanton Basel-Stadt erreicht werden. Der Wechsel vom bisherigen Bewilligungsverfahren zu einem blossen 

Meldeverfahren hat sich im Umgang mit dem Einsatz von Wärmepumpen bewährt, reduziert sowohl die 

Stellungnahme zum Ratschlag zur Förderung des Ausbaus der 
Photovoltaik-Infrastruktur an Gebäuden im Kanton Basel-Stadt 
(Solaroffensive) 
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Bearbeitungsdauer als auch die -kosten und ist deshalb zielführend. Zudem ist geplant, den Art. 37 Abs. 4bis und 

4ter BPG aufzuheben, so dass PV-Anlagen auch in Stadt- und Dorfbild-Schutzzonen realisiert werden können. 

Beides scheint uns sinnvoll und sollte unbedingt so umgesetzt werden. Den Vorschlag, eine Richtlinie mit 

Kriterienkatalog für die Realisierung von Solaranlagen in der Stadt- und Dorfbildschonzone zu erlassen, ist dabei 

eine wichtige Hilfe. 

 

PV-Pflicht für alle 

 

Unbedingt zu begrüssen ist aus unserer Sicht die Einführung einer PV-Pflicht für alle Gebäude, die für die 

Stromgewinnung gute bis sehr gut geeignete Dachflächen, Fassaden oder sonstige Oberflächen aufweisen, 

inklusive ungeheizter Gebäude wie Parkhäuser und Lagerhallen. Mit der Änderung des § 6 EnG wird hier eine 

massgebliche Verbesserung erreicht. Für bereits bestehende Bauten wird eine Übergangsfrist von 15 Jahren 

nach Wirksamwerden des Gesetzes eingeführt, was uns sinnvoll erscheint. Die solare Nutzungspflicht tritt 

allerdings früher ein, falls Erweiterungsbauten, Dachsanierungen oder grössere Fassadenarbeiten anstehen, was 

wichtig ist. Die Übergangsfrist zu verlängern und so an den Sanierungszyklus der entsprechenden Bauteile 

anzupassen, macht, wie im Ratschlag aufgezeigt, hingegen wenig Sinn.  

 

Der Regierungsrat soll die Einzelheiten in Bezug auf Art, Umfang und Befreiung von der PV-Pflicht laut Ratschlag 

auch zukünftig in der Energieverordnung regeln. Zentral ist aus unserer Sicht, dass hierdurch gewährleistet wird, 

dass das volle wirtschaftliche Potential der entsprechenden Fläche genutzt werden muss. 

 

Die Möglichkeit einer Ersatzangabe, um den Bau einer PV-Anlage zu umgehen, soll für neue Gebäude zukünftig 

gestrichen werden. Dies ist zu begrüssen. Zudem schlagen wir vor, dass die Möglichkeit einer Ersatzabgabe 

auch für bestehende Bauten nicht mehr gegeben sollte. Hier müsste im Mindesten die Pflicht eingeführt werden, 

das Dach an Investoren einer PV-Anlage zu vermieten. Liegenschaftseigentümer:innen müssen zwar die PV-

Investitionskosten tragen, werden aber gleichzeitig durch tiefere Energiebezugskosten entlastet. PV-Anlagen sind 

daher längerfristig ökonomisch sinnvoll. 

 

Die im Ratschlag erwähnte Härtefallregelung begrüssen wir, sie sollte in der Verordnung so ausgestaltet werden, 

dass sie für alle Fälle wirksam ist. 

 

Kantonale Förderung 

 

Die im Ratschlag vorgeschlagene Zusatzförderung für PV-Anlagen auf Dächern und Fassaden erscheint uns 

zielführend. Dass die Zusatzförderung einstweilig auf die nächsten Jahre bis 2030 begrenzt werden soll, 

ebenfalls. So kann erreicht werden, dass ein grosser Anreiz besteht, PV-Anlagen rasch zu realisieren. Auch die 

bis 2030 vorgeschlagene, beschränkte Förderung von Balkonanlagen ist sinnvoll, da es dies Mieter:innen 

ermöglicht, günstig eigenen Strom zu produzieren. Die Erfahrung zeigt, dass es bei Balkonanlagen oft zu 

Unsicherheiten kommt, ob die Zustimmung von Hausbesitzer:innen für eine Bewilligung eingeholt werden muss. 

Diese Unsicherheit ist mit geeigneten Massnahmen auszuräumen, eine Bewilligungspflicht soll nicht bestehen. 

 

Die im Ratschlag beschriebene, durchdachte Aufbauplanung mit Netzplanung und vorgesehenen Massnahmen 

wie etwa smarter Netzsteuerung und tariflichem Anreizsystem, um den Netzausbau zu begrenzen, ist sinnvoll 

und entsprechend so umzusetzen.  



 

  
 © 1986 Panda Symbol WWF ® «WWF» ist eine vom WWF eingetragene Marke 

Die angekündigte Verankerung der Kombination von Dach- bzw. Fassadenbegrünung und PV-Nutzung mit der 

Umsetzung des Stadtklimakonzepts im Bau- und Planungsgesetz ist aus unserer Sicht zentral. Durch die 

Verwendung von aufgeständerten PV-Modulen können gerade Flachdächer zusätzlich zur PV-Nutzung relativ 

einfach begrünt werden. Dies fördert die Biodiversität und das Klima innerhalb der Gebäude. Zusätzlich zeigt die 

aktuelle Forschung, dass sich eine Begrünung auch auf PV-Module kühlend auswirkt und so deren Effizienz 

fördert. Dafür und für die Biodiversitätsförderung ist es allerdings Voraussetzung, dass die Pflanzenauswahl nach 

ökologischen Kriterien erfolgt und dass eine Bewässerung installiert wird, die sicherstellt, dass die Begrünung 

während der Hitzemonate nicht austrocknet. 

 

Anregungen 

 

Die zukünftige PV-Pflicht soll auch für Neubauten gelten, ohne Möglichkeit einer Ersatzabgabe. Wir beantragen, 

hier noch einen Schritt weiterzugehen und es der Europäischen Union gleichzutun: Die EU kennt seit kurzem die 

Regelung, dass Neubauten für eine PV-Produktion sogar optimiert werden sollen. Auf diese Weise wird 

sichergestellt, dass alle neuen Gebäude die Voraussetzungen für den grösserflächigen Einsatz von Solaranlagen 

auch tatsächlich erfüllen. 

 

Heute ist in der Energieverordnung eine Untergrenze definiert: Wenn die neu geschaffene Energiebezugsfläche 

weniger als 200 m2 beträgt, sind Neubauten und Erweiterungen bestehender Gebäude von den Anforderungen 

der Eigenstromerzeugung befreit. Wir schlagen vor, ab der 2. Ausbauphase (2030) keine Untergrenze mehr 

zuzulassen. Die aktuell bestehende Untergrenze von 200 m2 könnte allenfalls als Übergangslösung bis 2030 

beibehalten werden. 

 

Fazit 
 

Der WWF Region Basel begrüsst die vorgeschlagenen Regelungen und hofft, dass diese so umgesetzt werden 

können. Der Kanton Basel-Stadt übernimmt damit eine Vorbildrolle bezüglich aller anderen Kantone. Einzig der 

Kanton VD möchte einen ähnlichen Weg beschreiten und sieht in seinem Entwurf zum neuen Energiegesetz eine 

PV-Pflicht für bestehende Gebäude bis 2039 und ein PV-Optimierungsgebot für Neubauten vor. Es bleibt zu 

hoffen, dass sich weitere Kantone diesen Bestrebungen baldmöglichst anschliessen. 

 

Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Anregungen. 

 

Freundliche Grüsse 

 
Pascale Steck 

Geschäftsleiterin WWF Region Basel 


